
Hinweise zu Anhang 50 der Abwasserverordnung 

Zahnbehandlung 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 

Besondere Hinweise für den Freistaat Sachsen 

- Anlagen, die eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung unter der Kenn-Nr. Z 64.... 
besitzen, sind als Amalgamabscheider für Zahnarztpraxen geeignet. Welche Zulas-
sungen derzeit gelten, finden Sie auf der Internetseite des Deutschen Institutes für 
Bautechnik (DIBt) www.DIBt.de. 

- Freiwillige Vereinbarung mit der Landeszahnärztekammer Sachsen (siehe Anlage) 
 

http://www.dibt.de/


VEREINBARUNG 

 

zwischen dem 

 

Sächsischen Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft 

 

und der 

 

Landeszahnärztekammer Sachsen 

Körperschaft des öffentlichen Rechts 

 

über Abwassereinleitungen aus Zahnarztpraxen in öffentliche Abwasseranlagen 

 

 

Vom 12.01.2003 

 

 

Das Sächsische Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft und die Landeszahnärzte-
kammer Sachsen treffen nachfolgende Vereinbarung über die Umsetzung des Anhangs 50 - 
Zahnbehandlung – der Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in 
Gewässer (Abwasserverordnung - AbwV) in Verbindung mit dem Vollzug von § 64 Sächsi-
sches Wassergesetz (SächsWG) in den jeweils geltenden Fassungen. 



§ 1 
 

Geltungsbereich 
 
Die Vereinbarung betrifft Zahnarztpraxen, deren Betreiber Mitglieder der Landeszahnärzte-
kammer Sachsen sind, und die Zentren für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde der Universi-
tätskliniken in Dresden und Leipzig. 
 
 

§ 2 
 

Gemeinsames Merkblatt 
 
(1) In einem gemeinsamen Merkblatt für die im § 1 genannten Betreiber von Amalgamab-
scheidern werden die geltenden rechtlichen und materiellen Anforderungen an den Einbau, 
Betrieb, Wartung und Überwachung von Amalgamabscheidern sowie die Inhalte dieser Ver-
einbarung zusammenfassend dargestellt.  
 
(2) Das Merkblatt wird von der Landeszahnärztekammer an deren Mitglieder und die Zentren 
für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde der Universitätskliniken Dresden und Leipzig überge-
ben. Das Sächsische Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft informiert in geeigne-
ter Weise die zuständigen Wasserbehörden. 
 
 

§ 3 
 

Abwassereinleitungen aus Zahnarztpraxen in öffentliche Abwasseranlagen 
 
(1) Neue Behandlungseinheiten sind vor Inbetriebnahme mit einem Amalgamabscheider 
auszurüsten, der über eine Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung verfügt. 
 
(2) Nach § 64 Abs. 1 SächsWG bedarf das Einleiten von Abwasser in öffentliche Abwasser-
anlagen (Indirekteinleitung) der Genehmigung der zuständigen Wasserbehörde, wenn für 
das Abwasser besondere Anforderungen für eine Behandlung am Ort des Anfalls oder vor 
seiner Vermischung mit anderem Abwasser in der Abwasserverordnung nach § 7a Abs. 1 
Satz 3 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) festgelegt sind.  
 
Für die im Geltungsbereich nach § 1 genannten Betreiber von Zahnarztpraxen gilt die Ein-
leitgenehmigung im Sinne des § 64 Abs. 3 SächsWG widerruflich als erteilt, wenn: 
 

- der zuständigen Wasserbehörde die Einleitung vor Inbetriebnahme mit dem beige-
fügten Anzeigevordruck (siehe Anlage) unter Beifügung einer Kopie des Deckblattes 
der vom DIBt ergangenen Allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung für den einge-
bauten Amalgamabscheider angezeigt wird, 

- zur Verminderung der Schadstofffracht ein Amalgamabscheider mit einer Allgemeinen 
bauaufsichtlichen Zulassung (siehe auch Merkblatt Nr. 2) eingebaut wird, der entspre-
chend der Zulassung betrieben, gewartet und entleert wird sowie ein Betriebsbuch ge-
führt wird (siehe auch Merkblatt Nr. 4) und 



- der Amalgamabscheider vor Inbetriebnahme und in Abständen von nicht länger als  
5 Jahren auf seinen ordnungsgemäßen Zustand überprüft wird. 

 
Bei Umsetzung/Neuinstallation von gebrauchten Behandlungseinheiten mit Amalgamab-
scheidern gilt das Vorstehende entsprechend. Bei der Realisierung der Umsetzung/ Neuin-
stallation ist eine Wartung des Amalgamabscheiders durchzuführen und seine Funktions-
tüchtigkeit nachzuweisen. Es können nur gebrauchte Amalgamabscheider umgesetzt wer-
den, die über eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung, ein Prüfzeichen oder eine sonsti-
ge Zulassung nach Landesrecht verfügen und die einen Abscheidewirkungsgrad von mindes-
tens 95 Prozent erreichen. 
 
Die zuständige Wasserbehörde bestätigt schriftlich den Eingang der Anzeige und die Voll-
ständigkeit der Unterlagen.  

 
Über die Wartungs- und Überwachungsmaßnahmen und die Entleerung ist ein Betriebsbuch 
zu führen. Die entsprechenden Nachweise, wie Wartungsbericht, Abnahmebescheinigung für 
Abscheidegut, sind mindestens 5 Jahre aufzubewahren und auf Verlangen der zuständigen 
Wasserbehörde vorzulegen. 
 
 

§ 4  
 

Anzuzeigende Tatbestände 
 
(1) Der Wechsel des Betreibers ist der zuständigen Wasserbehörde vom neuen Betreiber 
des Amalgamabscheiders anzuzeigen. 
 
(2) Darüber hinaus ist der Betreiber verpflichtet, der zuständigen Wasserbehörde alle beab-
sichtigten Änderungen, die sich auf den Anfall des amalgamhaltigen Abwassers oder auf die 
Amalgamabscheidung auswirken können, mitzuteilen, wie: 
 

- die Einrichtung weiterer Behandlungsplätze, an denen Amalgam anfällt, oder 
- der Austausch eines Amalgamabscheiders. 

 
(3) Ebenfalls ist die Stilllegung eines Amalgamabscheiders der unteren Wasserbehörde an-
zuzeigen. 
 



 
§ 5 

 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

 
(1) Diese Vereinbarung tritt mit ihrer Unterzeichnung in Kraft. Sie kann von den vertrags-
schließenden Parteien mit einer Frist von 2 Jahren zum 31.12. gekündigt werden. 
 
(2) Änderungen zur Vereinbarung sind nur nach schriftlicher Bestätigung beider Partner gül-
tig und zum Vertragsbestandteil zu erklären. 
 
(3) Gleichzeitig treten die Vereinbarung und das gemeinsame Merkblatt vom Juli 1992 außer 
Kraft. 
 
 
 
 
 
Dresden, Januar 2003 
 
 
 
Steffen Flath       Dr. Joachim Lüddecke 
Staatsminister      Präsident 
Sächsisches Staatsministerium    Landeszahnärztekammer 
für Umwelt und Landwirtschaft    Sachsen 
 
 
   Mitzeichnung für den Geltungsbereich Zentren für Zahn-, Mund- und  
   Kieferheilkunde der Universitätskliniken Dresden und Leipzig 



 
Sächsisches Staatsministerium Landeszahnärztekammer Sachsen 
für Umwelt und Landwirtschaft Körperschaft des öffentlichen Rechts 
 
 
 
 

GEMEINSAMES MERKBLATT 
 
 

Abwassereinleitungen aus Zahnarztpraxen 
in öffentliche Abwasseranlagen des Freistaates Sachsen 

 
 
 
1 Veranlassung 
 
Aufgrund wasserrechtlicher Bestimmungen zum Schutz der Gewässer ist gemäß Anhang 50 
- Zahnbehandlung - der Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in 
Gewässer (Abwasserverordnung - AbwV) amalgamhaltiges Abwasser am Ort des Anfalls zu 
behandeln und für die Rückhaltung von Amalgamrückständen am zahnärztlichen Behand-
lungsplatz Sorge zu tragen. 
 
Zur Vollzugsvereinfachung hat das Sächsische Staatsministerium für Umwelt und Landwirt-
schaft mit der Landeszahnärztekammer Sachsen eine entsprechende Vereinbarung getrof-
fen. 
 
 
2 Rechtsgrundlagen  
 
Nach § 7a Wasserhaushaltsgesetz (WHG) darf eine Erlaubnis für das Einleiten von Abwas-
ser in ein Gewässer nur erteilt werden, wenn die Schadstofffracht des Abwassers so gering 
gehalten wird, wie dies bei Einhaltung der jeweils in Betracht kommender Verfahren nach 
dem Stand der Technik möglich ist. Diese Anforderungen können auch für den Ort des An-
falls des Abwassers oder vor der Vermischung festgelegt werden.  
 
Die Bundesregierung hat mit Zustimmung des Bundesrates im Anhang 50 - Zahnbehandlung 
- der Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwas-
serverordnung - AbwV) Anforderungen festgelegt, die dem Stand der Technik entsprechen. 
 
Im Anhang 50 sind Anforderungen an den Ort des Anfalls (Teil E) festgelegt. Danach ist die 
Amalgamfracht des Rohabwassers aus den Behandlungsplätzen am Ort des Abwasseran-
falls um 95 Prozent zu verringern. Neue Behandlungsplätze sind vor Inbetriebnahme mit 
einer Abscheideeinrichtung auszustatten, die die vorstehenden Anforderungen erfüllt. 
 



Damit sichergestellt ist, dass neben den bauaufsichtlichen auch die wasserrechtlichen Anfor-
derungen nach Anhang 50 AbwV, insbesondere ein Abscheidewirkungsgrad von mindestens 
95 Prozent, eingehalten werden, bedürfen die serienmäßig hergestellten Amalgamabschei-
der für Zahnarztpraxen gemäß § 1 Nr. 1 d) der Verordnung des Sächsischen Staatsministeri-
ums des Innern zur Feststellung der wasserrechtlichen Eignung von Bauprodukten und Bau-
arten der Nachweise nach der Sächsischen Bauordnung (Sächsische Wasserbauprüfverord-
nung - SächsWasBauPVO) vom 1. September 1998 (SächsGVBl. S. 515). Diese Nachweise 
werden durch die Vorlage der Allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung (ABZ) erbracht. 
 
Nach § 64 Abs. 1 SächsWG ist das Einleiten von Abwasser in öffentliche Abwasseranlagen 
(Indirekteinleitung) von der zuständigen Wasserbehörde zu genehmigen, wenn für das Ab-
wasser besondere Anforderungen für eine Behandlung am Ort des Anfalls oder vor seiner 
Vermischung mit anderem Abwasser in der Abwasserverordnung nach § 7a Abs. 1 Satz 3 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) festgelegt sind. 
 
Diese Genehmigung gilt widerruflich als erteilt, wenn die Anforderungen nach § 64 Abs. 3 
SächsWG eingehalten werden. Dem Anwendungsbereich von § 64 Abs. 3 Nr. 2 SächsWG 
unterliegen auch Abwasserbehandlungsanlagen, für die vom Deutschen Institut für Bautech-
nik Berlin (DIBt) eine Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung erteilt wurde. Das Genehmi-
gungsverfahren wird damit unter bestimmten Bedingungen durch ein kürzeres und kosten-
günstigeres Anzeigeverfahren ersetzt. 
 
Zur Umsetzung des § 64 Abs. 3 SächsWG wurde eine Verwaltungsvereinbarung zwischen 
dem Sächsischen Staatsministerium und der Sächsischen Landeszahnärztekammer ge-
schlossen, die folgende Bedingungen enthält: 
 
„Für die im Geltungsbereich nach § 1 genannten Betreiber von Zahnarztpraxen gilt die Ge-
nehmigung im Sinne des § 64 Abs. 3 SächsWG widerruflich als erteilt, wenn: 
 

- der zuständigen Wasserbehörde die Einleitung rechtzeitig vor Inbetriebnahme 
mit dem beigefügten Anzeigevordruck unter Beifügung einer Kopie des Deck-
blattes der .Allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung für den eingebauten  
Amalgamabscheider angezeigt wird, 

- zur Verminderung der Schadstofffracht ein Amalgamabscheider mit einer All-
gemeinen bauaufsichtlichen Zulassung eingebaut wird, der entsprechend der 
Zulassung betrieben, gewartet und entleert wird sowie ein Betriebsbuch geführt 
wird und 

- der Amalgamabscheider vor Inbetriebnahme und in Abständen von nicht länger 
als 5 Jahren auf seinen ordnungsgemäßen Zustand überprüft wird.“ 

 
 

3 Behördliches Verfahren 
 
Die Einleitung ist vor Inbetriebnahme der Behandlungseinheit der zuständigen Wasserbehör-
de mit dem als Anlage beigefügten Anzeigevordruck anzuzeigen. Es wird empfohlen, die An-
zeige in Abstimmung mit der Installationsfirma der Abscheideeinheit auszufüllen. 
 



Die Umsetzung/Neuinstallation von gebrauchten Behandlungseinheiten mit Amalgamab-
scheidern ist ebenfalls anzeigepflichtig. Es können nur Amalgamabscheider umgesetzt wer-
den, die über eine Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung, ein Prüfzeichen oder eine sonsti-
ge Zulassung nach Landesrecht verfügen und die einen Abscheidewirkungsgrad von mindes-
tens 95 Prozent erreichen. 
 
Dies gilt auch für den Wechsel des Betreibers. Der neue Betreiber des Amalgamabscheiders 
hat die Anzeige einzureichen. 
 
Darüber hinaus sind die Betreiber verpflichtet, der zuständige Wasserbehörde alle beabsich-
tigten Änderungen, die sich auf den Anfall des amalgamhaltigen Abwassers oder auf die  
Amalgamabscheidung auswirken können, mitzuteilen, wie: 
 

- die Einrichtung weiterer Behandlungsplätze, an denen Amalgam anfällt, und 
- der Austausch eines Amalgamabscheiders. 

 
Ebenfalls ist die Stilllegung des Abscheiders der zuständigen Wasserbehörde anzuzeigen. 
 
Zuständige Behörden für die Entgegennahme der Anzeige sind die Unteren Wasserbehör-
den. Sie bestätigen schriftlich den Eingang der Anzeige und die Vollständigkeit der Unterla-
gen.  
 
 
4 Anforderungen an den Amalgamabscheider 
 
Für die Bemessung, Einbau, Betrieb und Wartung sowie für die Überwachung des 
Amalgamabscheiders sind die Vorgaben aus der Allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung 
zu beachten.  
 
 
4.1 Bemessung und Einbau 
 
In den Ablauf der Behandlungsplätze ist ein mit einer Allgemeinen bauaufsichtlichen Zulas-
sung des Deutschen Institutes für Bautechnik (DIBt) versehener Amalgamabscheider einzu-
bauen. 
 
Es ist sicher zu stellen, dass das gesamte amalgamhaltige Abwasser behandelt wird. Die 
dazu erforderlichen Abscheider können als Einzelplatzgeräte oder für mehrere Behandlungs-
plätze eingerichtet sein. 
 
Der Abwasseranfall darf die der Allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung zugrunde gelegten 
Gerätekapazität nicht übersteigen. 
 
Für den Einbau ist die Einbauanleitung des Herstellers zu berücksichtigen.  
 
 



4.2 Betrieb und Wartung 
 
Der Amalgamabscheider ist entsprechend der Betriebs- und Wartungsanleitung des Herstel-
lers und den Bestimmungen der Allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung regelmäßig zu 
warten und zu entleeren. Dies hat nur durch Sachkundige, z. B. die Lieferfirma, geschultes 
Praxispersonal oder das Dentaldepot, zu erfolgen. 
 
Das abgeschiedene Amalgam ist in einem dazu geeigneten Behälter aufzufangen und ent-
sprechend den einschlägigen Bestimmungen zu kennzeichnen. Soweit es sich beim Ab-
scheidegut um Abfälle im Sinne des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes handelt, sind 
diese nach den abfallrechtlichen Vorschriften einer Verwertung zuzuführen.  
 
Vom Betreiber des Abscheiders ist die Abnahme des Abscheideguts durch ein Entsorgungs-
unternehmen (Abnahmebescheinigung) nach Menge und Datum zu dokumentieren. 
 
Über die Maßnahmen zur Wartung und Entleerung ist ein Betriebsbuch zu führen. 
 
Das Betriebsbuch und die Nachweise sind mindestens 5 Jahre aufzubewahren und auf Ver-
langen der zuständigen Wasserbehörde vorzulegen. 
 
 
4.3 Überprüfung 
 
Der Amalgamabscheider ist vor Inbetriebnahme und in Abständen von nicht länger als 5 Jah-
ren auf seinen ordnungsgemäßen Zustand zu überprüfen.  
 
Die Überprüfung ist entsprechend den Angaben der Betriebs- und Wartungsanleitung durch-
zuführen. 
 
Die Überprüfung ist durch den Betreiber zu veranlassen. 
 
Mit der Überprüfung sind hierfür geeignete Sachkundige (z. B. die Lieferfirma, das Dental-
depot) zu beauftragen. Ihnen ist ggf. Einsicht in das Betriebsbuch zu gewähren. 
 
Über die Überprüfung ist ein Prüfbericht zu erstellen, der der zuständigen Wasserbehörde 
auf Verlangen vorzulegen ist. 
 
 
 
 
Dresden, im August 2002 



 

Anzeige über die Einleitung von Abwasser 
aus Zahnarztpraxen in die öffentliche Kanalisation (Indirekteinleitung) 

gemäß § 64 Abs. 3 SächsWG i.V.m. der Vereinbarung des SMUL und der Sächs. Landeszahnärztekammer 
über Abwassereinleitungen aus Zahnarztpraxen in die öffentlichen Abwasseranlagen v. 12.01.2003 
 

Allgemeine Angaben 

Anzeigender gleicher Zahnarzt 
oder: 

Reg.-Nr. bei UWB: 

Betreiberwechsel 

Vorname, Name (evtl. Stempel) Reg.-Nr. der KZV: 

 

Straße, Nr. 

 

PLZ, Ort 

 

Telefon, Fax 

 
A  Neuinstallation, Austausch oder Stilllegung eines Amalgamabscheiders 

(Für jeden Abscheider bitte ein Anzeigeformular ausfüllen) 

 

Es erfolgte der: 

1. Einbau eines neuen Amalgamabscheiders 
 

 

2. Austausch eines Amalgamabscheiders 

    Geräte-Nr. des vorhergehenden Abscheiders: 

 

 

3. Das endgültige Stilllegen eines Abscheiders in Zimmer Nr.: 

   Geräte-Nr. des stillgelegten Abscheiders: 

 

 

B  Geräteangaben für den neuen oder ausgetauschten Abscheider 

Behandlungszimmer Nr.: Einheit: 

 

Abscheiderhersteller: 

 

Gerätetyp: Geräte-Nr.: 

 

Nr. der allg. bauaufsichtlichen Zulassung: 

 

Inbetriebnahme des AAS am: 

 

nächste 5-Jahreshauptuntersuchung des AAS am: 

 

Durch Unterschrift wird bestätigt, dass die vom Betreiber und der Einbaufirma gemachten Angaben 
richtig sind. 
 

 
 
 
Zahnarzt Einbaufirma 
Unterschrift Stempel/Unterschrift 


